
Wenn Umfragen zutage fördern, dass sich die 
große Mehrheit der Befragten für überdurch-
schnittlich gute Autofahrer hält, sorgt das allen-
falls für allgemeine Erheiterung. Offenkundig 
trifft hier die individuelle Selbstüberschätzung 
als Massenphänomen auf die faktische Unmög-
lichkeit des Einzelnen, sich ein gehaltvolles Urteil 
über eine unüberschaubare Grundgesamtheit zu 
bilden. 

Und die Gesetze der Statistik legen diese Diskre-
panz schonungslos bloß: der Durchschnitt kann 
eben nicht überdurchschnittlich gut Auto fahren. 
Derartige Umfragen nimmt daher zu Recht nie-
mand ernst. Fragt man indes nach den wirt-
schaftlichen Verhältnissen im Land, sind zwar die 
Ergebnisse ähnlich widersprüchlich, die politi-
sche Reaktion darauf ist jedoch eine ganz andere. 

So zeigt sich in den Haushaltsbefragungen für 
Deutschland, dass die persönliche wirtschaftliche 
Lage (bis hin zur allgemeinen Lebenszufrieden-
heit) ganz überwiegend günstig eingeschätzt wird, 
während das Urteil derselben Befragten über die 
Lage der breiten Masse der Bevölkerung dahinter 
zurückfällt. Statt sich auch hier auf die Logik der 
Statistik zu besinnen, nimmt man die Umfrageer-
gebnisse im öffentlichen Diskurs regelmäßig zum 
Anlass, angeblich wachsende soziale Schieflagen 
anzuprangern. Und dies, obwohl im Gegensatz 
zur Selbstauskunft über die eigenen Fahrkünste 
kaum davon auszugehen ist, dass die Befragten 
ihre individuelle wirtschaftliche Situation syste-
matisch überschätzen. 

Damit bleibt für die Diskrepanz in den Ergeb-
nissen die mangelhafte Einschätzung der Grund-
gesamtheit. Ein adäquater Befund über die 
Gesamtlage in einem Land ist angesichts des 
überaus komplexen sozialen Gefüges bereits für 
die wissenschaftliche Analyse extrem schwierig. 
Für die repräsentativ Befragten dürfte es in prak-
tisch allen Fällen unmöglich sein. Das spricht 
dafür, dass sich in den Umfrageergebnissen 

letztlich nur ein politisches Narrativ reprodu-
ziert („zunehmende soziale Ungerechtigkeit“), das 
seit Jahren das Bild einer düsteren Entwicklung 
der Einkommensentwicklung der breiten Masse 
der Bevölkerung postuliert. Meist sind dann For-
derungen nach zusätzlichen Umverteilungsele-
menten nicht weit.

Unabhängig vom selbstreferentiellen Charakter 
der Debatte, der an sich schon problematisch ist, 
sind auch die meist mit dem Nimbus der Wissen-
schaftlichkeit dargebotenen Ergebnisse zur sozi-
alen Entwicklung hochproblematisch. Den Dreh- 
und Angelpunkt bilden hierbei die Indikatoren 
zur Messung der Verteilung von Einkommen und 
Vermögen, mit den jeweiligen Gini-Koeffizienten 
als Speerspitze (mit Werten zwischen Null für 
die Gleichverteilung und Eins für die maximale 
Ungleichheit). Das reine Zahlenwerk der empi-
rischen Forschung mag weitgehend stimmig sein 
(auch wenn die Erhebung oft erhebliche Schwie-
rigkeiten bereitet), problematisch ist aber die 
Interpretation der Werte. Und hierbei begibt sich 
mancher schnell auf sehr dünnes Eis, das öfter 
einbricht als dass es trägt, wenn man aus dem 
Befund zunehmender Ungleichheit auf Fehlent-
wicklungen schließt. Insbesondere wird viel zu 
leichtfertig von Ungleichheitsmaßen auf eine 
angeblich grassierende „soziale Ungerechtigkeit“ 
geschlossen, eine sinnfreie Vokabel, die seriöse 
Sozialwissenschaftler besser meiden sollten.

Gründe für den Anstieg der 
Einkommensungleichheit

Abgesehen davon, dass etwa der Gini-Koeffi-
zient zur Einkommensverteilung in Deutschland 
seit über zehn Jahren nahezu konstant und auch 
international unauffällig ist, folgt aus einem 
Anstieg der Einkommensungleichheit zunächst 
wenig. Da es für diese Größe keinen Optimal-
wert gibt, lässt sich auch nicht sagen, ob man sich 
bei einem Anstieg zu einem Optimum hin- oder 
von diesem wegbewegt. Das liegt letztlich daran, 
dass die Einkommensverteilung das Ergebnis 
eines komplexen sozialen Prozesses ist, dessen 
vielschichtige Aspekte sich nicht in einer Zahl 
verdichten lassen. So spiegelt sich in der Ein-
kommensungleichheit nicht zuletzt auch eine 
geänderte Haushaltsstruktur wider – das Leben 
als Single oder Alleinerziehender ist nun mal pro 
Kopf gerechnet teurer als der Konsum im Fami-
lienverband (88 Prozent des für Deutschland
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Weise immer dann verletzt, wenn der Staat (oder 
seine Zentralbank) private Verluste sozialisiert, 
wie es in großem Stil während der jüngsten 
Finanzkrisen geschah. Die Vermögensverteilung 
wäre heute weniger ungleich, wenn die Fehlinves-
titionen im Boom vor der Krise voll auf die Ver-
mögenspositionen der Investoren hätten durch-
schlagen können (die untere Hälfte der Haushalte 
auf der Vermögensskala hätte mangels Geldver-
mögen auch nichts zu verlieren gehabt). 

Auch die Staatsverschuldung ist in dieser Hin-
sicht problematisch, weil sie den Vermögenden 
ein Ruhekissen bietet, das sie ihrer sozialen Funk-
tion als Kapitalist entbindet. Das Risiko dieses 
vermeintlich sicheren Anlagevehikels wird statt-
dessen auf alle Steuerzahler abgewälzt, insbeson-
dere wenn man – wie im Euroraum – staatliche 
Wertpapiere explizit als risikofrei deklariert und 
lieber Vertragsbrüche hinnimmt als Staatspleiten. 
An der staatlichen Protektion von Vermögenspo-
sitionen kann daher mit guten Argumenten viel 
kritisiert werden. Es ist indes nicht der ungezü-
gelte, sondern der durch den Staat gehemmte 
Kapitalismus, der hier zu gravierenden Fehlent-
wicklungen führt.

Ähnlich wie der Kapitalismus steht auch die Glo-
balisierung zu Unrecht am Pranger. Sieht man 
genauer hin, ist es schwierig, die Verlierer der 
immer engeren weltwirtschaftlichen Verflech-
tung zu identifizieren. Zwar wirken sich auf der 
Einkommensseite globalisierungsbedingte Pro-
duktionsverlagerungen typischerweise nachteilig 
auf die geringer Qualifizierten Arbeitskräfte in 
den Industrieländern aus, die dort im Sektor der 
handelbaren Güter beschäftigt sind. 

Dies ist aber nur ein Aspekt, der nicht isoliert 
betrachtet werden darf. Zum einen geht ein ganz 
überwiegender Teil des Strukturwandels – und 
mit ihm die Veränderung der Arbeitswelt – auf den 
technischen Fortschritt zurück. Dies gilt umso 

mehr, je größer das betrachtete Land ist. Neue 
Zollmauern würden daher allenfalls einen sehr 
kleinen Teil einfacher Tätigkeiten in die Indust-
rieländer zurückbringen, der überwiegende Teil 
würde stattdessen von neuen Maschinen über-
nommen, sofern die Beschäftigten nicht bereit 
sind, zu den Löhnen zu arbeiten, die derzeit in den 
Schwellenländern bezahlt werden. Dies sind sie 
offenbar nicht, weil es in den entwickelten Volks-
wirtschaften für sie bessere Alternativen gibt. 

Zum anderen darf man bei der Analyse nicht bei 
den Einkommenseffekten stehen bleiben, son-
dern muss die Konsumseite und damit die Kauf-
krafteffekte in den Blick nehmen. Hierbei zeigt 
sich, dass die unteren Einkommensgruppen als 
Konsumenten überproportional vom freien Welt-
handel profitieren, weil der Anteil handelbarer 
Güter in ihrem Einkaufskorb größer ausfällt als 
bei höheren Einkommensgruppen. Millionäre 
lassen sich heute wie vor zweihundert Jahren ihre 
Kleidung vom ortsansässigen Schneider auf den 
Leib schneidern, während einkommensschwä-
chere Haushalte von günstigen Textilimporten 
profitieren. 

Auch wäre wohl ein Handy „made in Germany“ 
auch heute noch ein Luxusprodukt für die oberen 
Zehntausend. Darüber hinaus schafft der unbe-
strittene Nettowohlstandsgewinn aus der Glo-
balisierung auch Raum für Transfers an einkom-
mensschwächere Haushalte, den es sonst nicht 
gäbe. Die Lebensbedingungen der vermeintlichen 
Globalisierungsverlierer, die sich bei Werks-
schließungen medienwirksam vorführen lassen, 
sähen ohne eine integrierte Weltwirtschaft daher 
keinesfalls zwingend besser aus. 

Hinzu kommt, dass Globalisierungseffekte – 
wie der Strukturwandel insgesamt – nicht über 
Nacht auf die Menschen hereinbrechen, son-
dern sich nach und nach vollziehen. Erst wenn 
man diese Effekte eine Zeitlang durch politische 
Maßnahmen aufstaut, diese marktwidrigen Ein-
griffe dann aber später wegen Unfinanzierbarkeit 
wie eine Staumauer bersten, verschärft man die 

ausgewiesenen Anstiegs der Einkommensun-
gleichheit in den Jahren 1985 bis 2005 geht auf 
diesen Effekt zurück). 

Diese individuellen Entscheidungen hat der Staat 
nicht zu bewerten, er ist aber auch nicht dazu 
da, alle ökonomischen Konsequenzen geänderter 
individueller Lebensstile auf die Allgemeinheit 
abzuwälzen. Dies wäre jedenfalls nicht per se 
„gerechter“. Letztlich hat überhaupt erst der all-
gemeine Wohlstandszuwachs – neben dem Gesin-
nungswandel in weiten Bevölkerungsschichten – 
dazu beigetragen, dass derartige Lebensentwürfe 
möglich wurden und sich speziell Frauen aus 
der ökonomischen Abhängigkeit ihrer Männer 
befreien konnten. Dies dürften wohl nur die 
wenigsten als sozialen Rückschritt einstufen. 
Auch die höhere Bildungsbeteiligung von Frauen 
erhöht tendenziell die Einkommensungleich-
heit im Haushaltsquerschnitt, weil die tertiären 
Bildungseinrichtungen und die Arbeitsstätten 
zugleich wichtige Partnerbörsen darstellen. 

Wenn zwei berufstätige Akademiker einen 
gemeinsamen Haushalt bilden, konzentrieren sich 
zwei Besserverdiener und die gemessene Vertei-
lung wird ungleicher. Zu Zeiten, als akademische 
Weihen und hohe Berufsqualifikationen noch 
weitgehend den Männern vorbehalten waren, 
hat sich über den Heiratsmarkt die Einkommens-
ungleichheit dagegen auf Haushaltsebene abge-
flacht. Ähnliches gilt für die soziale Akzeptanz 
von schwulen und lesbischen Partnerschaften, die 
für sich genommen ebenfalls die Einkommensun-
gleichheit erhöht. 

Diese wenigen Beispiele machen deutlich, dass 
ein steigender Gini-Wert kaum zur Skandalisie-
rung taugt. Auch macht es einen Unterschied, 
ob der Anteil von Niedriglohnbeziehern steigt, 
weil Menschen weniger verdienen als früher 
oder ob mehr Menschen zu niedrigen Löhnen 
beschäftigt werden, die zuvor arbeitslos waren. 

Letzteres ist für Deutschland maßgeblich, die 
Quote selbst schweigt aber zu diesen Ursachen. 

Grotesk wird es, wenn aus dem jüngsten Anstieg 
der Armutsgefährdungsquote auf eine sich ver-
schärfende soziale Schieflage geschlossen wird. 
In dieser Quote spiegelt sich derzeit der Zuzug 
von Flüchtlingen wider, die aus verschiedenen 
Gründen zunächst am unteren Ende der Einkom-
mensskala rangieren. Soziale Kälte sieht anders aus.

Die vermeintlichen Bösewichte:  
Kapitalismus und Globalisierung

Zu jeder guten Gruselgeschichte gehören die 
Bösewichte. Im Falle der Erzählung von der 
zunehmenden sozialen Unwucht übernehmen der 
„ungezügelte Kapitalismus“ und die „deregulierte 
Globalisierung“ diese Rolle, die regelmäßig als 
Triebkräfte hinter den Fehlentwicklungen ver-
dächtigt werden. 

Die Kapitalismuskritik macht sich vor allem an 
der Vermögensungleichverteilung fest. Auch hier 
versperrt der Blick auf das Symptom tieferlie-
gende Erkenntnisse. Vermögenspositionen sind in 
einem kapitalistischen System nicht funktionslos, 
sondern spielen eine wichtige Rolle für die Kapi-
talallokation. Weil die Zukunft per se unsicher 
ist, kann es auch keine sicheren Anlageformen 
geben. Um ein (wie auch immer) erlangtes Ver-
mögen bewahren zu können, muss es der Eigen-
tümer in einem freien Marktsystem immer wieder 
dem Risiko aussetzen. Setzt er auf das richtige 
Pferd (rentable Investitionen), so kann er sein 
Vermögen wahren und mehren. 

Damit erfüllt er zugleich eine sozial nützliche Auf-
gabe, weil von der rentablen Anlage des knappen 
Kapitals auch die Arbeitskräfte profitieren, deren 
Produktivität durch eine höhere marktgerechte 
Kapitalausstattung steigt, was höhere Löhne zur 
Folge hat. Setzt der Investor auf das falsche Pferd 
(erweist er sich also als Ressourcenverschwender), 
so büßt er in Form von Verlusten die Verfügungs-
gewalt über knappes Kapital ein. Korrigiert er 
seine Entscheidungen nicht, wird er in Form der 
Insolvenz ganz aus dem Spiel genommen und 
entscheidet künftig nicht mehr über die Verwen-
dung knapper Ressourcen. Auf diese Weise erfüllt 
ein freier Kapitalmarkt eine wichtige soziale 
Koordinationsfunktion. 

Dieser Mechanismus setzt privates Eigentum 
und – damit einhergehend – das Haftungsprinzip 
voraus. Letzteres wird in antikapitalistischer 
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sozialen Probleme, weil den Betroffenen dann 
tatsächlich zu wenig Anpassungszeit bleibt. Dis-
ruptive Veränderungen rühren viel öfter von feh-
lerhaften staatlichen Eingriffen als vom freien 
ökonomischen Entwicklungsprozess her.

Die Konsumseite stellt auch ein anderes weitver-
breitetes Narrativ in Frage, wonach bestimmte 
Einkommensgruppen in den Industrieländern seit 
Jahrzehnten keinen Wohlstandszuwachs mehr 
realisieren können. Diesem Befund liegen Real-
einkommensberechnungen zugrunde, bei denen 
das nominelle Einkommen mit einem Preisindex 
kaufkraftbereinigt wird. Nun sind aber Preisin-
dices gerade für Langzeitvergleiche besonders 
ungeeignet, weil sie Qualitätsverbesserungen 
nur sehr unzureichend erfassen können. Macht 
man sich die Konsummöglichkeiten klar, die sich 
heute einem Durchschnittshaushalt bieten, und 
vergleicht man diese mit denen der Vorgänger-
generation, machen sich schnell Zweifel an den 
Ergebnissen breit. 

Es wäre lohnend, dies einmal systematisch zu 
untersuchen, indem man Haushalte unterschied-
licher Einkommensgruppen fragt, ob sie bereit 
wären, mit dem Konsumniveau ihrer Vorgänger 
vor zehn, zwanzig oder dreißig Jahren zu tau-
schen. Sind sie es nicht, haben sich offenbar die 
Konsummöglichkeiten verbessert. Hinzu kommen 
verbesserte Arbeitsbedingungen und eine höhere 
Lebenserwartung. Auch hier zeigt sich, dass man 
die Komplexität der Lebensbedingungen im sozi-
alen Gefüge niemals auf eine Zahl verengen kann. 

Die Erfolgsgeschichte von  
Kapitalismus und Globalisierung

Die Kombination aus Kapitalismus und Globali-
sierung hat in den letzten Jahrzehnten zu einer 
Wohlstandsexplosion in der Welt geführt. Die 
globale Massenproduktion kommt breiten Kon-
sumentenmassen zugute. Niemals zuvor war der 
Anteil der Menschen, die in absoluter Armut le-
ben, so gering wie heute – auch ihre absolute Zahl 
geht seit Jahrzehnten in großen Schritten zurück. 
Global betrachtet nimmt die Einkommensun-
gleichheit dramatisch ab. Die Arbeitsbedingun-
gen verbessern sich seit Jahrzehnten praktisch 
in allen Ländern der Welt. Die weltwirtschaftli-
che Integration führt zudem zu einer verstärkten 
Interessenharmonie und trägt damit auch zu ei-
ner Befriedung in der Welt bei. Aller schlimmen 

Nachrichten zum Trotz sterben heute bedeutend 
weniger Menschen in kriegerischen Konflikten 
als in früheren Epochen.

Diese Erfolgsgeschichte offener Märkte und glo-
baler ökonomischer Kooperation trifft in den 
Industrieländern indes vermehrt auf Widerstand. 
Dabei finden sich nicht zufällig Sozialingenieure 
und Kapitalismusgegner mit Neoprotektionisten 
wie Donald Trump im selben Lager wieder. Was 
sie verbindet, ist ihr Unverständnis für die Funkti-
onsbedingungen offener Gesellschaften. Sie über-
tragen Verhaltensweisen, die das Zusammenleben 
von Menschen in Kleingruppen stabilisieren 
(und die als Ur-Instinkte in der jahrtausende-
langen Sozialisation der Menschen in Stammes-
gesellschaften wurzeln), auf die anonyme Groß-
gesellschaft. Solidarität und Hierarchie, aber auch 
Abgrenzung bis hin zur Aggression gegenüber 
Fremden, ist der Kitt, der die für den Einzelnen 
überschaubare Gruppen zusammenhält. 

Eine offene Gesellschaft braucht hingegen Insti-
tutionen wie Eigentum, Tausch und Wettbewerb, 
insbesondere die freie Wahl des Tauschpartners. 
Dies ermöglicht eine soziale Komplexität und mit 
ihr eine ökonomische Leistungsfähigkeit, die nie-
mals in einem hierarchischen Entwurf gelingen 
könnten und die in ihrer Evolution ergebnisoffen 
sind. Gerechtigkeit kann in der offenen Gesell-
schaft nur in der Gültigkeit abstrakter Regeln 
bestehen, nicht aber in normierten Quoten, 
Verteilungsmaßen oder anderen ergebnisorien-
tierten Kennzahlen. 

Die darin liegende Unkontrollierbarkeit kann 
aber auch Ängste schüren, die sich Protektionisten 
nach innen wie nach außen immer wieder zunutze 
machen. Das Vehikel dazu ist der interventionisti-
sche Nationalstaat, der – an atavistische Instinkte 
appellierend – das soziale Gefüge im Inneren 
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ordnet und sich nach außen abschottet. Auf diese 
Weise wird es dann wieder politisch belangvoll, 
ob zwischen zwei Tauschpartnern eine Landes-
grenze verläuft. Märkte sind einst an den Stam-
mesgrenzen entstanden („market“ kommt von 
„mark“), indem Menschen entdeckten, dass sich 
im Tausch mit Fremden auf Dauer mehr erreichen 
lässt als mit Raub. 

Das marktwirtschaftliche System ist daher von 
jeher auf Grenzüberwindung angelegt. Binnen- 
wie außenwirtschaftlicher Protektionismus läuft 
immer darauf hinaus, den freien Tausch einzu-
schränken, indem Märkte abgeschottet werden. 

Je öfter dies geschieht, desto mehr erstarrt die 
Gesellschaft und desto mehr Vorteile der ein-
zelwirtschaftlichen Kooperation bleiben unent-
deckt. Dies geht typischerweise zu Lasten der 
ökonomisch Schwächeren, die den desaströsen 
Folgen des Interventionismus besonders wenig 
gewachsen sind. Zudem sind es nicht selten die 

Stärkeren (und politisch Einflussreicheren), die 
unter dem Mantel der Solidarität und des „nati-
onalen Zusammenhalts“ ihre Partikularinteressen 
schützen, etwa wenn ausländische Anbieter mit 
dem Hinweis auf nicht erfüllte „soziale Mindest-
standards“ ausgesperrt werden. 

Diese Standards muss man sich leisten können, 
und dafür braucht es wirtschaftliches Wachstum. 
Marktöffnung beschleunigt dieses Wachstum und 
die Teilhabe der Schwächeren in den Entwick-
lungs- und Schwellenländern am globalen Wohl-
stand. Und im Inneren richten sich die Folgen von 
Mietpreisbremsen, Mindestlöhnen und andere 
Überregulierungen nicht selten gerade gegen die-
jenigen, zu deren Gunsten sie einst gedacht waren.

Die Voraussetzungen der offenen Gesellschaft 
nach innen wie nach außen sollte jeder bedenken, 
der nationale Verteilungsergebnisse zum Maßstab 
der Politik erhebt und deshalb nolens volens zum 
Steigbügelhalter des Protektionismus wird.
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